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»Wiederherstellung des Vorkriegszustandes... «

Prof.Dr. Fritz Hohenberg über die Geschichte der THG, 1971.

Ein neuer Anfang

Am 29. März 1945 überschritten Soldaten der Roten Armee die österreichische Grenze, und
am 31. März - während in Graz noch Durchhalteparolen plakatiert wurden - waren bereits
Teile der Oststeiermark besetzt. Anfang Mai wurde Graz zur Schaltstelle der letzten militäri­
schen Operationen des 'Dritten Reiches', am 7. Mai wurde für die Heeresgruppe »Ostmark«
die Einstellung aller Feindseligkeiten im Westen und die Abzugbewegung im Osten befohlen.
Am selbenThg drohte Gauleiter Uiberreither noch, daß»vordem Standgerichtangeklagt wird,
werFahnenflüchtigen undDrückebergern Unterkunftgewährt oderaufandere Art und Weise
diesen Verrätern Vorschub leistet ... «, übergab aber am selben Thg die Regierungs- und Partei­
geschäfte an Gauhauptmann Dadieu und floh aus Graz. Obwohl die Lage für das NS-Regime
längst hoffnungslos war und führende Repräsentanten geflüchtet waren, wurden in Graz bis
zuletzt Widerstandskämpfer und politische Gegner liquidiert. Am 8. Mai trafen sich in Eggen­
berg Sozialisten mit einigen Führern der Widerstandsbewegung und Kommunisten. Zu Mittag
forderte eine gemeinsame Abordnung - nun waren auch ehemalige Christlichsoziale dabei
- die Übergabe der Stadtverwaltung und der Regierungsgeschäfte der Landesregierung.
Diese wurde von NS-Oberbürgermeister Dr. Julius Kaspar bzw. von Gauhauptmann Dr.
Arrnin Dadieu ohne Widerstand übergeben. Daraufhin ergriffen beide die Flucht, Kaspar
wurde später in einem Wald bei Andritz tot aufgefunden, Dadieu tauchte in den Untergrund
und floh später nach Argentinien. Am Nachmittag bestand bereits eine erste provisorische
Landesregierung, wobei der Sozialist Reinhard Machold die Geschäfte eines Landeshaupt­
mannes übernahm. Inder Nacht zum 9. Mai wurde Grazder Roten Armee übergeben, dadurch
vor einem militärischen Angriffbewahrt und - als letzte der österreichischen Landeshaupt­
städte - besetzt}
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Abb. 41: 8. Mai 1945, Kriegsende. Letzte Ausgabe der »Tagespost. als Organ der NSDAP Steiennark.
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Im Zuge des Zusammenbruches des NS-Regimes amtierte ab dem 12. Mai 1945 zunächst
Prof.Dr. Ludwig Holzer als ,.stellvertretender Rektor« an der THG.2 Über die näheren
Umstände besteht Unklarheit, so soll Holzer einerseits ,.innerlich schon seit Jahren Kommu­
nist« gewesen sein, sich jedoch andererseits ,.sehr aktiv und aggressiv im Sinne der NSDAP
verhalten« haben. 3 Am 23. Mai wurde Prof.Dr. Bartel'Granigg - nach seinen eigenen Anga­
ben - von einem kommunistischen Vertragsangestellten der THG aufgefordert, er möge ,.die
Führung der Hochschule übernehmen«. Auch die Professoren teilten ihm schriftlich mit, er
solle sich ,.als einstimmig gewählter Rektor betrachten«. Nachdem Holzer die Rektoratsge­
schäfte zurückgelegt hatte, fungierte Granigg ab dem 24. Mai als provisorischer Rektor der
THG.4 Der Grund für diese Vorgangsweise lag wohl darin, daß Granigg der einzige Professor
war, der russisch sprach. 5

Nun begann sich die Situation langsam insofern zu normalisieren, als systematisch die ver­
schiedenen Institutionen wieder ihren Betrieb aufnahmen. Nachdem Rektor Granigg am 25.
Mai die provisorische Landesregierung um »die Genehmigung zur Weiterruhrung der Vorle­
sungen und Übungen im Sommersemester 1944/45« ersucht hatte, ordnete diese am 30. Mai
an, daß der Vorlesungsbetrieb »sofort ... begonnen undauch der übrige wissenschaftliche und
Unterrichts- Betrieb wiederaufgenommen wird«.6 So begann an der THG am 4. Juni die Ein­
schreibung für das Sommersemester, in diesem inskribierten 144 Hörerinnen und Hörer.7

Parallel dazu begannen erste Entnaziftzierungsmaßnahmen, am 22. Juni 1945 meldet ein
Agent des CIA-Vorläufers OSS, (das »Amt rur strategische Dienste« und damit die - später
als SSU bezeichnete - wichtigste geheimdienstliche US-Behörde):8 »Die Inskription an der
Universitiit undder Technischen Hochschule in Grazhateingesetzt. Dieantifaschistische stei­
rische Studentenliga durchsiebt die Bewerbungen nach Nazi-Studenten. «9
Diese Organisation - die richtige Bezeichnung war 'Antifaschistischer SteirischerStudenten­
bund' - nannte sich später 'Österreichische Demokratische Studentenschaft' (ÖDS), bestand
seit dem 8. Mai 1945 10 und begann mit Unterstützung der Landesregierung am 9. Juni ihre
Tätigkeit an der THG.II
Der Aufbau des Studienbetriebes stieß auf große Schwierigkeiten: Das Gebäude der 'Neuen
Technik' war durch die Bombentreffer so schwer beschädigt, daß zunächst Sicherungsmaß­
nahmen »zur Vermeidung einer schweren Einstunkatastrophe« ergriffen werden mußten. 12

Der Vorlesungsbetrieb des Sommersemesters mußte offiziell von 7 Professoren - zu Beginn
waren es zunächst nur 5 Lehrkräfte13 - aufrecht erhalten werden. Weitere 12 Professoren
waren »durch Verlagerung ihres Lehr- und Forschungsbetriebes außer Stand«, Lehrveranstal­

tungen abzuhalten, d.h. sie befanden sich - aus verschiedensten Gründen - nicht in Graz. 14

Ab dem 19. Mai wurden alle Beamten und Angestellten der THG durch Radioverlautbarungen
aufgefordert, sich ehestens beim Rektorat zu melden. 15 Eine Rückkehr wurde jedoch durch
zwei Faktoren erschwert: Zum einen befanden sich einige der verlagerten Institute in der ame­
rikanischen Besatzungszone. Man konnte ohne Passierschein nicht soeinfach in die sowjetisch
besetzte Zone wechseln. Den zweiten Grund formulierte Rektor Granigg so: »Aber im Volke
und auch die meisten unter uns, haben die volle Überzeugung, daß die verlagerten Herren
sofort nach Graz ZUJÜckgekommen wären, wenn Graz statt von den Russen, von den Englän­
dern besetzt mJrden wäre.«16
Während Graz von sowjetischen Truppen besetzt war, weigerten sich einige Professoren; nach
Graz zurückzukehren. Begründet wurde dieses Vorgehen u.a. durch keine »ausreichende
Möglichkeit eines gesicherten Rücktransportes«, durch »Befehl des Ortskommandanten«,
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Abb. 42: Die »Neue Technik- war 1945 durch mehrere Bombentreffer zerstört und einsturzgefiihrdet.

durch "keine Möglichkeit ... , Geräte und wissenschaftliches Material zUTÜckzufiihren« oder
wegen Arbeiten "an einergröBeren wissenschaftlichen Untersuchung«. 17 Für die Verlagerten
war Relctor Granigg bemüht, die Wohnsitze in Graz "von einer Inanspruchnahme« durch Ein­
quartierungen zu bewahren. IB Dies gelang jedoch nicht immer: So wurden in die Villa von
Prof. Federhofer russische Soldaten einquartiert, 19 später wurde sie von der britischen Besat­
zungsmacht beschlagnahmt. Die Beschlagnahme dauerte zumindest bis 1949, obwohl u.a. der
Landeshauptmann und Kardinal Innitzer, der Präsident des Patentamtes und der Präsident der
Akademie für Wissenschaften beim britischen Hochkommisär für Federhofer interve­
nierten.20

Am 24. Juli 1945 wurden gemäß dem alliierten Zonenabkommen die provisorischen Beset­
zungen aufgelöst, und die Steiermark und Kärnten wurden als britische Zone iH Österreich
festgelegt. Am selben Tag zogen die Briten in der Steiermark ein, für Graz endete damit die
Besetzung durch die Rote Armee. 21 Am 28. Juli richtete Rektor Granigg "an alle Angehörigen
der Technischen Hochschule Graz, die sich in der amerikanischen Besatzungszone befinden«
ein"Ersuchen, so rasch als möglich ... zurückzukehren«, was in den darauffolgenden Wochen
dann auch geschah: ,.AusderAbwesenheitderProfessoren undDozentenstellen sich . .. Unzu­
kömmlichkeiten ein, die aufschriftlichem Wege nicht erörtert werden können. «22
Die Universität und die THGentwickelten ein gemeinsames Vorgehen, umden Studienbetrieb
aufrecht zu erhalten. So trafen sich bereits am 10. Juli der Rektor der Universität, Dr. Karl
Rauch, der THG, Dr. Bartel Granigg, und andere maßgebliche Vertreter im Senatssaal der
Universität, um die Situation zu beraten. 23 Verabschiedet wurde folgendes Übereinkommen:
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Die beiden Hochschulen haben am 10. Juli 1945 »inderErkenntnis, daß sich imneuen Österrei­
chischen Staate dun:h die Erhaltung der bisherigen Hochschulen groBe finanzielle Schwierig­
keiten ergeben werden und in dem Bestreben, den Vorlesungs- und Übungsbetrieb trotz der
gegenwärtigen Zeitumstände programmäßig aufrecht zu erhalten«, ein »Übereinkommen
abgeschlossen, das sie zu gegenseitiger Hilfe und Unterstützung« verpflichtete. Personelle
Lücken sollten, soweit möglich, behelfsmäßig überbrückt werden, wo ein Vertreter eines
Faches an beiden Hochschulen lehren könnte, wollte man »bis zurBesserungder wirtschaftli­
chen Lage des Österreichischen Staates für die vakante Stelle vorläufig keinen Besetzungsan­
trag stellen. «24
Im Zuge dieser Beratungen war es auch zu Spannungen gekommen. Schon vor diesem Treffen
vertrat Rektor Rauch - ähnlich wie schon 1944 - den Gedanken, die THG als fünfte Fakultät
der Universität anzuschließen und diese mit der Montanistischen Hochschule Leoben zu einer
»Gesamtuniversität« mit der Bezeichnung »~reinigte Universität und Technisch-montanisti­
sche Hochschule« zu verschmelzen. Rauch äußerte diesen Vorschlag bei Landeshauptmann
Machold und berief sich spitzfindig auf eine Anregung aus dem Kreis der Professoren der
THG. Diese Darstellung wurde jedoch von Rektor Granigg energisch dementiert und das
Ansinnen abgelehnt.2s

Das Scheitern dieser Vereinigungspläne hatte Folgen: Rektor Rauch war von Landeshaupt­
mann Machold mit der Leitung des noch bestehenden Kuratoriums der steirischen Hochschu­
len - jener NS-Institution, die den nicht-wissenschaftlichen Bereich zu verwalten hatte­
beauftragt worden, um diese Dienststelle ordnungsgemäßzu liquidieren. Da Rauchs Ziel nicht
verwirklicht wurde, suchte eram 22. Juli um Entlassung aus dieser Funktionan. Dieses wurde
jedoch vom Landeshauptmann nicht akzeptiert, worauf Rauch im August einfach die
Geschäfte an Regierungsdirektor Dr. Waidmann, und damit wieder an den Kurator der NS­
Zeit, übergab. Erst daraufhin wurde im Herbst das Kuratorium, das das NS-Regime monate­
lang überlebte, aufgelöst. 26

Auch andere Vorschläge für die Zukunft der steirischen Hochschulen wurden ernsthaft in
Betracht gezogen. Um den Studienbetrieb in Graz aufrecht erhalten zu können, erwog man
sogar die Schließung der Montanistischen Hochschule Leoben.TI In einem aSS-Bericht vom
4. August 1945 heißt es dazu: .Natürlich wird die Schwierigkeit erkannt, die sich aus dem
Mangel an Universitätslehrem ergibt. Die Parteien haben die Schließung der Universitiit in
Bruck (!) vorgeschlagen, um eine ~rsetzungnicht-nazistischer Lehrernach Graz zu ennög­
lichen. «28

Doch dieser Plan scheiterte ebenso wie die Universitätszusammenlegung, die Rektor Rauch
noch 1946, ohne irgendwelchen Erfolg bei Graniggs Nachfolger vertrat. 29

ImWmtersemester 1945/46war es an der THG zu einem Rektorswechsel gekommen. Prof. Dr.
Bartel Granigg wurde von Prof. Dr. Bernhard Baule abgelöst und fungierte fortan als Prorek­
tor. 30 Dieser Wechsel stand möglicherweise mit einer Denunzierung Graniggs im Zusam­
menhang, wie ein SSU-Bericht vom 13. November anklingen läßt.3• Damit war ein von den
Nazis Vertriebener Rektor geworden; die Britische Militärregierung und das zuständige Mini­
sterium vertraten - so in der Rektorenfrage an der Universität Graz - ja anfangs die Position,
daß der neue Rektor nur aus dem Kreis der »aufGrund der Wiedergutmachung in ihr Amt
zurück berufenen Professoren« gewählt werden dürfe, eine Ansicht, die 1946 fallen gelassen
wurde.32

Baule wurde ab August .im Wege des Alpensenders« gesucht, da die THG »groBen Wert« dar-

86



9. Nachgeschichte

auf legte, ihn »wiederan diese Hochschule zu erhalten«. 33 Ab dem I. September 1945 war er
wieder Professor an der THG. 34 Graitigg legte sein Amt am 20. Dezember 1945 »aus Gründen
der Arbeitsüberbürdung« zurück, worauf am Tag darauf das Professorenkollegium »zur ein­
stimmigen Auffassung« kam, »dem Herrn Landeshauptmann als geschäftsführenden Rektor
den o. Professor fürMathematik Prof. Dr. BernhardBaule vorzuschlagen«. Am 9. Jänner 1946
erging die Nachricht, daß Baule »bis zur Durchführung von Rektorswahlen« bestellt sei.35

Mit dem Wintersemester 1945/46 beginnt für die Technische
Hochschule Graz nicht nur ein neues Studienjahr, sondern eine neue
Epoche, die durch zwei Merkmale gekennzeichnet sein wird. In
materieller Beziehung Anpassung an die finanzielle und wirtschaft­
liche Lage unseres arm gewordenen Vaterlandes, die zu äußerster
Sparsamkeit verpflichtet; in geistiger Beziehung Rückkehr zur
akademischen Freiheit in des Wortes edelster Bedeutung und zu
jenem geistigen Niveau. das den Ruf der österreichischen Hochschulen
begründet und verbreitet hat. Wir wollen in aufgeschlossener Welt­
verbundenheit wieder sein. was wir waren, Mittler der deutschen
Kultur österreichischer Prägung.

Die Bürgen für den Erfolg dieses Wollens sehen wir in
Professoren und Dozenten, die durch ihr bisheriges Leben und Wirken
auf die drei Fragen befriedigende Antworten geben können:

Was bist Du als Mensch? Was bist Du als Mann? Was bist
Du als Lehrer und Forscher?

Die Studenten sollen nicht mehr "abgerichtet" und •.ausgerichtet"
werden. sie sollen zu Weltbürgern erzogen und unterrichtet werden.

Die oft beschiiebene Lage der Stadt Graz auf den diluvialen
Terrassen der Mur und auf den Hügeln der ost- und weststeirischen
Tertiärlandschaft, umrahmt von den ernsten, z. T. düsteren Formen
der Alpen, erfreut nicht nur das Auge des Künstlers, sie gibt be­
fruchtende Anregungen für den Straßen- und Eisenbahnbau, für den
Wasserk-raftbau und nicht zuletzt für die landschaftsverbundene
Architektur.

Der Waldreichtum der Obersteiermark und die Bodenschätze
des steirischen Oberlandes mit den darangeschlossenen Industrien
bieten dem lernenden wie dem lehre~den Ingenieur reichliche Ge­
legenheit, die geistige Verbindung zwischen Hochschule und Pr:axis
zu beleben und zu vertiefen.

Graaigg
Rektor.

Abb.43: Wmtersemester 1945/46: Erstes Vorwort in der 2. Republik von Rektor Dr. Bartel Granigg.
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Auch der zweite von den Nationalsozialisten vertriebene Professor, Dr. Gustav Jantsch, wurde
ab dem 17. September 1945 wieder als Ordinarius eingesetzt. 36

Auch provisorische Dekane waren bestellt worden: Ab dem 15. Juli 1945 fungierten in diesen
Funktionen Prof.Dr. Karl zaar (Bauingenieurwesen), Prof.Dr. Friedrich Zotter (Architek­
tur). Prof.Dr. Robert Engel (Maschinenbau) und Prof.Dr. Georg Gorbach (Chemie). Am 15.
August wurde zusätzlich Prof. Dr. Lothar Koschmieder bestellt (Angewandte Mathematik und
Physik). Gorbach wurde ab I. August von Prof. Dr. Reinhard Seka und dieser ab 16. November
von Prof.Dr. Gustav Jantsch abgelöst. Ab diesem Tag fungierte für Maschinenbau prof.Dr.
Hans Winter und für angewandte Mathematik und Physik Prof.Dr. Bernhard Baule als
Dekan.J7 Die Disziplinen Mathematik, Physik und Chemie wurden jedoch noch im Studien­
jahr 1945/46 zur Fakultät für Naturwissenschaften mit Prof. Jantsch als Dekan vereinigt.38

»Eine überwiegende Mehrheit ... ist noch immer nazistisch und pro-Anschluß eingestellt. .. «
Strategie Services Unit über die Studierenden der THG, November 1945.

Situation 1945

Das Vorwort im Vorlesungsverzeichnis des Studienjahres 1945/46 stammt noch von Prof. Gra­
nigg und macht exemplarisch die damalige Geisteshaltung deutlich. 39 »Mittler der deutschen
KulturösterreichischerPrägung« wollte man sein und schloß damit direkt an das Gedankengut
des austrofaschistischen Ständestaates an, dessen Selbstverständnis der 1938 von den Nazis
entfernte Rektor der Universität Graz, Prof.Dr. Josef Dobretsberger, wie folgt begründete:
»Diedeutsche Sendungdes österreichischenStaates istnichtPhrase oderZukunftsmusik, son­
dern tausendjährige Tradition . ... Das Volksbewußtsein und die Volkstreuedes Österreichers
sollteabernichtan Schlagworten undIdeologien, die sich wandeln, sondernan den bleibenden
Taten gemessen werden; die deutsche Kulturleistung des Österreichers besteht im Vergleich
mit jenen der besten deutschen Stämme.,,40
Auch an der THG dachte man »zunächst nur an eine Wiederherstellung des Vorkriegszusran­
des.,4l, der vorerst einzige Überlebende war der politische Katholizismus, die Geschichte
wurde dort fortgesetzt, wo sie 1938 stehengeblieben war. 42
Im Wintersemester 1945/46 inskribierten insgesamt 2U5 Studierende, 1676 ordentliche und
449 außerordentliche bzw. Gasthörerinnen und -hörer. Das war weit mehr als das 13-fache der
Zahl des WS 1944/45.43 In diesem Wintersemester war auch noch die damalige Studentenver­
tretung, die ÖDS - auch als 'Österreichische demokratische Studentenunion' bzw. als 'Bund
demokratischer Studenten' bezeichnet - aktiv. Sie führte die Geschäfte der unter der sowjeti­
schen Besatzung existierenden 'Antifaschistischen Studentenliga'. Ein SSU-Bericht vom 13.
November 1945 gibt darüber Auskunft:
»Der von den Engländern gefOrderte Bund der demokratischen Studenten ist überparteilich;
alle Studierenden sindzurMitgliedschaft verpflichtet. Eristder Nachfolger derantifaschisti­
schenStudentenliga, die wegenihrerzu rigiden Entnazifizierungspolitikaufgelöst wurde. Die
OrganisationdemokratischerStudenten untersuchtden politischen Hintergrundjedeszukünf­
tigen Studierenden undjeder Bewerbermuß einen detaillierten Fragebogen über Verbindun­
gen bzw. Mitgliedschaft bei nazistischen Verbänden und Organisationen ausfiilJen..,44

Obige Angaben sind jedoch unklar, denn auch die Maßnahmen der ÖDS stießen auf großen
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Widerstand: Nachdem Rektor Granigg erfahren hatte, daß die ÖDS die Absicht hatte, im Win­
tersemester 1945/46 »bei der Inskription in der selben Weise vorzugehen wie dies zu Beginn
des Sommersemesters geschehen ist«, teilte er Rektor Rauch am 3. September mit:
»EineBesprechung, die ichmitden Dekanen ... unterBeiziehung von Prof. Baulehatte, führte
zureinmütigen Ablehnungdes Vorhabens der Dem. Studentenschaft. Die ... Beratunghatzur
einmütigen Auffassung gefiihn, daß mit den Methoden des Nationalsozialismus auch in die­
sem Punkte aufgehört werden müsse. Demzufolge steht die Technische Hochschule aufdem
Standpunkt, daß die Inskription ohnepolitischeKontrolle durch die Studentenschaft zu erfol­
gen habe..,45

Am selben Thg gründete das 'Staatsamt für Volksaufklärung, Unterricht und Erziehung und
für Kultusangelegenheiten' durch Verordnung einzelne Hochschülerschaften (ÖHs), vorerst
gab es noch keine bundesweite Vertretung. Diese hatten vor allem zwei Aufgaben zu erfüllen:
die Studierenden sozial zu betreuen und einen Bruch mit nationalsozialistischen Traditionen
sicherzustellen.46 Zwischen diesen Organisationen, ÖDS und ÖHs, kam es nun zu heftigen
Auseinandersetzungen:
Am 8. November überreichten Vertreter der Hochschülerschaft (ÖH) Rektor Granigg eine
»Denkschrift«, in der mitgeteilt wurde, daß »die Hörerschaft der Grazer Hochschulen« die
ÖDS ablehne, und in der u .a. gefordert wurde, daß sie »keine irgendwie gearteten Rechte auf
die Hochschülerauszuübenhat«. Die politische Überprüfung sollte durch die Dekanate selbst
durchgeführt werden, die Mitgliedschaft in der ÖDS sollte eine freiwillige sein. Als Gründe
wurde angegeben, daß die ÖDS»absolutautoritiirgeführt« werde und daß es »nichtalsösterrei­
chisch« sondern »alsn.s. Anmassung« angesehen werden müsse, daß sie »das Prof. -Kollegium
zu säubern die Absicht hat«. Die Vertreter der ÖDS seien »in verletzender Weise« gegen die
ehemaligen Soldaten aufgetreten, im Fragebogen für das Wintersemester solle nach Wehr­
dienst und Dienstgrad gefragt werden: »DieFrontsoldaten sindeinheitlich entschlossen, diese
Punkte nicht zu beantworten..,47

Noch am selben Thg teilte Rektor Granigg der 'Britischen Militärregierung' mit, daß für
»Angelegenheiten, welche die Studentenschaft der Technischen Hochschule in Graz betref­
fen« nunmehr die ÖH zuständig sei. 48 Obwohl die Verordnung »noch nicht durch die alliierte
Kommission anerkannt« war, erklärte sie sich am 19. November bereit, ab dem I. Dezember
»bei den Verhandlungen mit den Studenten-Vereinigungen« mit den ÖHs zu sprechen,
wodurch die ÖDS praktisch ausgeschaltet war. 49

Die Stellung der Studierenden in Graz im November 1945 zum Nationalsozialismus gibt der
bereits zitierte SSU-Bericht wieder:
»Es gibt noch immer auffaJJenden preußischen Militarismus unter den Studenten, insbeson­
dere unterjungen Offizieren, die wieder zu dienen hoffen. ... Eine überwiegende Mehrheit
der Studenten der Technischen Hochschule istnoch immer nazistisch und pro-Anschluß ein­
gestellt. Sie sindpessimistischeingestelltüberihreZukunft ineinem unabhängigen Österreich
ohne das industrielle Potential eines Großdeutschland. Die meisten Studenten glauben noch
immer, daß Deutschland die zivilisierteste der europäischen Nationen ist und zur Führung
Europas bestimmt sei. Im allgemeinen lehnen sie die Rassentheorie, das Führerprinzip, die
Brutalität und die Gestapo-Methoden des Dritten Reiches ab. Viele Studenten favorisieren
einen starken Polizeistaat, der Ordnung hält und politische Unruhe wie in der Phase 1934 ­
1838 verhindert. .. , Einmalkam es zu einerheftigen Debatteüberdie Wahrheit von Konzentra­
tionslagergeschichten.Imgroßen undganzenglauben die Studenten, daß nurechte Kriminelle
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in diesen Lagern eingesperrt waren.«50
Die Venretung der Studierenden, die vorerst in der Tradition der Zwischenkriegszeit und der
NS-Zeit als »Studentenschaft« bezeichnet wurde, wurde für das Wintersemester 1945/46 »auf
Grund von Vorschlägen derStudierenden allerdemokratischen Richtungen« vom zuständigen
Staatsamt bestimmt. 51 Dieser organisatorische Neubeginn erwies sich als äußerst schwierig,
es gab praktisch keine demokratischen Traditionen, an die man anknüpfen konnte. Die erste
formale Organisation der Studierenden war »nach dem Führerprinzip« von oben nach unten
organisien in die 'Vaterländische Front' eingeglieden gewesen. Dieses Modell aus der Zeit
des Austrofaschismus stand Pate für das 1945 erlassene Hochschülerschaftsgesetz. Letzteres
verpflichtete zwar zur Abhaltung allgemeiner, geheimer Wahlen, war aber in seiner Kompe­
tenzstruktur dem früheren Modell durchaus ähnlich gestaltet und hatte die Zwangsrnitglied­
schaft und weitgehend auch die Kompetenzen gemein. Durch das Wahlrecht war allerdings
eine neue Struktur studentischer fulitik geschaffen: studentische wahlwerbende Gruppen
nach dem Vorbild und in Verbindung mit den gesamtstaatlichen Paneiorganisationen.52

An politischen Gruppierungen waren zunächst nur drei zugelassen: Die bürgerliche 'Freie
österreichische Studentenschaft' (FÖSt), die ursprünglich als überpaneiliche, antifaschisti­
sche Vereinigung gedacht war, aber bald katholische und liberale Traditionen aufnahm, wei­
ters der 'Verband Sozialistischer Studenten Österreichs' (VSStÖ) als sozialistische Gruppie­
rung auf Hochschulboden und die 'Vereinigung demokratischer Studenten' (VOS) als kom­
munistische Gruppierung.53
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not yet approTed by ! lled Co.m1.alon ror Austria.

Ho exceptlon i. taken to that part of the la. howeTer,
.hich deal••1tb each UniTers1ty end High School of Auatrla
baTing i h own HochechUlerechaft.

In future, therefore as from Saturday, Dec 1st thl.
Branch ln deallng with the etudent union, will addre.a {tael!
to the followlngt 1

HocbschU1erechaft der UnlTersität GRAZ,
" " • Technischen Hochschule GRAZ
• • "Montsnistischen Hochschule tEOBEH.

Thi. supersldes para 2) in ~ur communication Ref.ST/EDB/61
of Oct 2B 45.

By Dec 1st thi. Branch should know the name.·of and haTe
receiTed completed Fragebogen .here these baT8 not already been
done from the follo.ingt

1~ the president of each of the HochschUlerBcbaften,
2 his two deputies, ..
3 the commitlee.

Abb. 44: Am 19. November 1945 teilte die Britische Militärregierung mit, daß sie ab dem I. Dezember
die Hochschülerschaften als die VertreJUng der Studierenden anerkennen werde.
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» ..•mußte die Hochschule aufdie Mitarbeit vieler Professoren verzichten... «
Prof.Dr. Karl Federhofer über die Geschichte der THG, 1956.

Entnazitlzierung

Das Problem der EntnazifIZierung stellte sich sofort nach der Beseitigung der NS-Herrschaft,
alle Parteien waren sich 1945 im klaren, daß esgerade die Hochschulen waren, die einen 'guten
Nährboden' für den Nationalsozialismus abgegeben hatten. Von den Professoren blieben
jedoch, trotz der Tätigkeit der mit der Entnazifizierung betrauten Sonderkommission, eine
erhebliche Anzahl ehemaliger Nationalsozialisten unbehelligt. So kam es, daß Bundeskanzler
Leopold Figl im Mai 1946 sogar mit der Schließung einzelner Hochschulen drohte, da dort
die zuständigen Institutionen und Behörden die Verordnungen volJkommen ignorierten. 54

Die Tätigkeit der Sonderkommissionen war Ende des Studienjahres 1945/46 im wesentlichen
abgeschlossen worden, die Entnazifizierung der Hochschullehrer damit weitgehend beendet.
Die Überprüfung der »politischen Zuverlässigkeit« der Studierenden war im September 1945
der Hochschülerschaft übertragen worden, im Wintersemester 1945/46 entschied de facto der
Rektor mit Unterstützung der Staatspolizei. Ab Februar 1946 gab es Kommissionen, die aus
dem Rektor und drei Parteienvertretem der Hochschülerschaft (also FÖSt, VSStÖ und VDS)
bestanden. 55

Nach den Richtlinien des zuständigen Staatsamtes vom 16. August 1945 waren alle Illegalen,
also Parteimitglieder zu der Zeit, als die NSDAP verboten war, Angehörige der SS und Funk­
tionäre der NSDAP bzw. deren Wehrverbände (SA, NSKK, NSFK) von der Immatrikulation
ausgeschlossen.56

In Wien kam es am 14. November 1946 zu Nazimanifestationen. Während einer Studentenver­
sammlung wurde ein ehemaliger KZ-Insaße mit Rufen wie »Schade, daß sie dich im Konzen­
trationslagernichtumgebrachthaben« angegriffen, woraufeszu Demonstrationen und Prüge­
leien kam. Aufgrund dieser Ereignisse erklärte Bundeskanzler Figl, daß man »an den Hoch­
schulen gründlich nach5äubern werde« und stellte fest, »daß die bisherigen Säuberungsmaß­
nahmen nicht ausgereicht haben, um nationalsozialistische Tendenzen an den österreichi­
schen Hochschulen restlos auszumerzen«. 57

So stellte am 3. Dezember der VSStÖ-Mandatar Erwin Pickt! in einer Studentenvertretersit­
zung der Hochschülerschaft an der THG fest, daß man »um die durch die verschiedenen Pres­
semeldungen beunruhigte Bevölkerungzu beruhigen ... sich nichtgegen eine neuerliche Ent­
nazifizierung stelJen« solJe. Doch die Mandatare der FÖSt vertraten die Ansicht, daß »die
letzte EntnazifIZierung in Ordnung war und die Hochschule entnazifIZiert ist« bzw., daß »wir
uns selbst lächerlich machen würden, ~DD wirnochmals eine Entnazifizierung durchtiihren
und damit zugeben, daß die erst geleitete Arbeit mangelhaft war«. Nach der Debatte wurde
mit Mehrheit ein Antrag angenommen, in dem »es die Hochschülerschaft der TH Graz als
nicht not~ndig« erachtet, »aufgrund der Wiener Vorfiille eine neuerliche Entnazifizierung
zu fordern«. Begründet wurde dieser Beschluß u.a. mit Stellungnahmen des Rektors und eines
Vertreters der britischen Zivilverwaltung.58

Im Dezember 1946 wurden die Rahmenbedingungen verschärft, auch niedrige Ränge der HJ
und des BdM wurden erlaßt, Offiziere der ehemaligen deutschen Wehrmacht und »uner­
wünschte Ausländer« wurden vom Studium ausgeschlossen. Bis zum Februar 1947 wurden
die betreffenden Studierenden von der Kommission neuerlich untersucht, was jedoch ohne
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konkrete Auswirkungen blieb, da das Wintersemester 1946/47 weitgehend ausfiel. Durch den
strengen Winter und die Kohlenot wurden nämlich die Weihnachtsferien zuerst bis zum 14.
Jänner und dann bis zum 3. März 1947 verlängert. Die Bemühungen waren auch hinfiillig, da
es ab J:ebruar zu einer weiteren Verschärfung kam. Nunmehr waren auch Minderbelastete
generell vom Hochschulstudium bis 1950 auszuschließen, was zu der paradoxen Situation
fiihrte, daß die Bestimmungen fiir die Studierenden wesentlich strenger als die fiir die Hoch­
schullehrer waren. Doch die Alliierten kamen bald zur Überzeugung, daß dies völlig wider­
sprüchlich sei, und im Nationalrat machte man sich Gedanken über »die Masse derer, die wie
in so vielen Fällen automatisch von der Hitlerjugend zur NSDAP übergereit IlUrden waren«.
Im April 1948 wurde dann die Jugendamnestie beschlossen, die u.a. auch die Regelungen fiir
die Studierenden, die ja die strengsten überhaupt darstellten, außer Kraft setzte. Damit war
die Entnazifizierung auf Hochschulboden zu Ende.59

Bei den Professoren galten jene, »die in der Zeit zwischen dem 1. Juli 1933 und dem 13. März
1938 der NSDAP oder einem ihrer Wehrverbände (SS, SA, NSKK, NSFK) angehört haben
('llJegalc') als entlassen«.60 Zur Überprüfung des Lehrkörpers wurde im Juli 1945 eine Kom­
mission eingesetzt. Ihr gehörten die Professoren Dr. Karl Zaar und Dr. Friedrich Zotter, der
Dozent Dr. Erwin Keller und der stellvertretende Landeshauptmann, Prof. Dr. Alois Dienstle­
der, an. 61 Zotter war in dieser Kommission übrigens der einzige unbelastete Vertreter der
THG.62
Während der sowjetischen Besatzung war die Entnazifizierung zunächst vor allem der öster­
reichischen Exekutive überantwortet worden. Unter der britischen Besatzung wurden den
österreichischen Behörden weitere Inhaftierungen ohne die ausdrückliche Zustimmung des
Field Security Service (FSS) der Britischen Militärregierung verboten.63 Dementsprechend
unterlagen auch Beschlüsse der Entnazifizierunmgskommission ,.der entgültigen Genehmi­
gung der Britischen Militärregierung«. 64 Einige bekannte Beispiele der Entnazifizierung ent­
lassener Hochschullehrer der THG sollen herausgegriffen werden:
Prorektor Härtel, Betriebsfiihrerdes Rüstungsbetriebes derTHG, aktiv im Sicherheitsdienst
eier SS,65 wurde verhaftet und,.wegen seinerhohen Funktionen in der Rüstungsindustrie vor
ein Volksgericht gestellt. .,66 Bereits am I. Juni hatte Rektor Granigg »den Antrag aufEinlei­
tung der Voruntersuchung zu einem Disziplinarverfahren« gegen Härtel gestellt. Begründet
wurde dieses Vorgehen jedoch nicht mit HärteIs NS-Engagement, sondern durch folgende
Vorwürfe: ,.Mißbrauch der Amtsgewalt als Rektor zu eigensüchtigen Zwecken« und ,.Verlet­

.zung der Würde des Rektors durch ungebührliches Verhalten innerhalb der Hochschule«. 67

Prof. Dr. Annin Dadieu, GauhauptmannderSteiermark, konnte - mit Unterstützung der pro­
visorischen Landesregierung - zunächst Graz verlassen. Bei dem Versuch zu seinem verla­
gerten Institut nach Gstatterboden zu gelangen, wurde er von Svldaten der Roten Armee ver­
haftet, konnte jedoch fliehen.68 Dadieu versteckte sich bis 1947 in Graz und floh 1948 nach
Argentinien, ,.woeraufgrond seiner wissenschafflichen Qualifi1aJtion in seinem Fach gleich
ein interessantes undtUrdie technischeEntwicklungdieses Landes erfolgreiches Betiitigungs­
feld fand. Er wurde derLeiterderChemischen Abteilungdes Forschungs- undEntwicklungs­
departements der argentinischen Militiirentwicklung (Raketenentwicklung)..,69 Später
wurde Dadieu Professor an der Deutschen Forschungs- und Versuchsanstalt fiir Luft- und
Raumfahrt in Stuttgart, eine lancierte Berufung an die Technische Universität Graz kam nicht
zustande.10

Rektor Schoklitsch, wie Härtel auch im Sicherheitsdienst der SS aktiv, wurde am Verlage-
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rungsort, in Liezen, von der amerikanischen Besatzungsbehörde verhaftet, entlassen und 1949
an die Universität Nacional de Thcuman in Argentinien berufen.11 Doz.Prof.Dr. Arno Reitz:
Aufgrund seiner Funktion als Gauschulungsleiter der NSDAP stellte das Britische Militär
Goverment fest: »Professor REITZ can under no circumstances be permitted to hold any
position in the Technische Hochschule. " Reitz wurde 1957 Professor an der Montanistischen
Hochschule Leoben, war dort 1965-1967 und 1970-1972 Rektor und konnte sich als Obmann
des Freiheitlichen Akademikerverbandes als Redner zum Thema »Hütet unsere Deutsche
Sprache" oder bei Veranstaltungen - wie »1.000 Jahre Deutsche Ostmark" - betätigen.n
Prof.Dr. Arpad Steiler: »Der Zusammenbruch des N.S.-Regimes mit dem Kriegsende 1945
brachtealsbalddie Rückverlagerungdes Institutes nach Graz, wenig späterabermeineEntlas­
sung als Institutsvorstand durch die Britische Besatzungsmacht, weil ich als Landesleiter des
Vereines Deutscher Ingenieure, in der N.S.-Zeit N.S.-Bund deutscher Technik, als 'belastet'
galt. ... Mit 1. März 1954 erfolgte meine Wiederberufung an mein Institutan der Technischen
Hochschule in Graz ... ,,13

Prof.Dr. Konrad Sattler:»Nicht zu verstehen war es innenpolitisch, daß man den Wünschen
der Besetzungsmächte in jeder Hinsicht nachkam. Auch wurden sämtliche Mitglieder der
NSDAPaus ihren Stellungen, wie Ämtern, Schulen, Institutionen usw. entlassen, auch wenn
nicht der geringste Verstoß gegen Recht und Sitte gegen sie vorlag und sie ihren Pflichten bis
zum letzten Ende nachgekommen waren.... Nun begann die systematische Entnazifizierung.
Fast alle ehemaligen Mitglieder der Partei - auch wenn nicht der geringste Verdacht gegen
sie bestand, etwas Unrechtes getan zu haben - wurden aus ihren Ämtern und Stellungen ent­
lassen. '" Am 2.3. 1946erbielt icb vom Landesbauptmann von Steiermark folgendes Schrei­
ben: 'Sie werden überAnordnungdesH.Q. Military Goverment, LandSteiermark, mitsoforti­
ger Wirksamkeit als Lehrkraft an der Hochschule enthoben.',,14
Laut Angaben der Alliierten gab es im April 1945 von den 136 Professoren der steirischen
Hochschulen nur 41, die als wirklich unbelastet galten. Im September 1946 gab es demnach
in der Steiermark 66 im Universitätsbereich tätige Professoren, davon waren 25 im Lehrbe­
trieb belassene, registrierte ehemalige Nationalsozialisten. Bis dahin waren 64 entlassen oder
pensioniert und 8 suspendiert worden.75

Ein OSS-Bericht vom 4. August 1945 berichtet, in Berufung aufeinen,.Informanten der Volks­
partei", daß an der Universität »wohl 48 von 70 Professoren ausgetauscht werden" müßten.16

Eine Schätzung, die offensichtlich ihre Richtigkeit hat, im November 1946 waren an der Uni­
verität von 69 Professoren 47 - also 67 % - entlassen worden, von den 31 belassenen waren
jedoch nur 13 unbelastet. 17

Von den 28 Professoren der THG waren im Mai 1945 nur 2 unbelastet: Prof.Dr. Fritz Kohl­
rausch und Prof. Dr. Friedrich Zotter. 18 Die Entlassungen an der THG bewegten sich im ähn­
lichen Verhältnis wie an der Grazer Universität: Bis November 1946 verloren 18 von den 28
Professoren bei Kriegsende durch die EntnazifIZierung ihre Stellung als Hochschulprofessor,
das sind 64%. Im Frühjahr 1947 kam ein Fall dazu, womit die Rate fast 68 %betrug; 1948 folgte
ein weiterer, somit betrug die Rate an der THG bei den Professoren über 71 %: 15 Professoren
wurden entlassen bzw. enthoben oder außer Dienst gestellt, 4 wurden im Zuge der Entnazifi­
zierung pensioniert und einem wurde die Lehrbefugnis entzogen. 79

Auch an der Technischen Hochschule Wien bewegte sich die Zahl der Abgänger in dieser
Dimension, dort wurden bis April 194764% der Professoren entfernt. 80 An der Montanisti­
schen Hochschule Leoben hatten noch 1946 bis auf einen Professor sämtliche ehemaligen
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Nationalsozialisten ihre Lehrkanzeln inne. 1948 schrieb der dortige Rektor, Prof. Dr. Franz
Platzer, daß die »Leitung und Führung dieser Hochschule« der Überzeugung war, daß
»Anschuldigungen und Verfiigungen, aufden speziellen Rahmen unserer Schule bezogen,
keine sinngemäße Anwendung finden dürfen und daß eine restlose Durchführung mancher
Verordnung unübersehbare Nachteile für die Hochschule nach sich gezogen härte«. 81

Im Zuge der Entnazifizierung wurde an der THG auch ein Dozent entlassen, der hier erst nach
dem Zusammenbruch des NS-Regimes tätig wurde. Die bisher bekannten Fakten erlauben
jedoch nur ein oberflächliches Bild, vieles bleibt unklar:
Dr.Ing. Ferdinand Wultsch habilitierte sich 1945 an der Montanistischen Hochschule Leoben
und hielt ab dem Wintersemester 1945/46 Vorlesungen an derTHG. Für sein Fachgebiet wurde
im Oktober 1945 die Errichtung einer Lehrkanzel rur Papier- und ZelIstofftechnik beantragt,
dieses Vorhaben wurde im November genehmigt. Die Übertragung der Lehrbefugnis an
Wultsch und das gleichzeitige Bemühen um die Schaffung des neuen Lehrstuhls war durch das
Fachgebiet wirtschaftlich begründet und rur die THG von großer Bedeutung. Im August 1945
schrieb Rektor Granigg: »Ich zweifle nicht daran, daß es den gemeinsamen Anstrengungen
Ihrer Persönlichkeit und der Technischen Hochschule Graz gelingen wird, die gegenwärtig
bestehenden Schwierigkeiten unddie künftignochzu erwartenden Hemmnissezu überwinden
und damit eine sehr wertvolle Erweiterung der Technischen Hochschule Graz zu errei­
chen. «82 Diese Erwartung bezog sich wohl nicht nur aufdie Errichtung einer neuen Lehrkan­
zeI. Sicherlich erhoffte sich die THG von Dr. Wultsch auch andere Vorteile, ein Dozent, der
gleichzeitig als Landesrat fungierte, konnte rur die THG von großer Bedeutung sein:
Am 8. August 1945 konstituierte sich die dritte provisorische Landesregierung Machold. Da
die Briten die bisherige Zusammensetzung-jedrei Sitze rur SPÖ, ÖVP und KPÖ - als Über­
bewertung der KPÖ auffaßten, kam statt des Kommunisten Raimund Bachmann der Sozialist
Dr. Ferdinand Wultsch in die Regierung. Als Landesrat übernahm er das Referat Bauwesen
und Eisenbahnen. Diese Landesregierung blieb bis zum 29. Dezember 1945 im Amt, am 12.
November hatten die ersten freien Wahlen stattgefunden. Wultsch fungierte fortan nicht mehr
als Landesrat, sondern als Hauptgeschäftsruhrer des Landwirtschaftsrates.83

Die folgenden Ereignisse können hier nur schJagwortartig dargestellt werden:
Am 28. August 1945 warWultsch im Auftrag der Britischen Militärregierung die Lehrbefugnis
rur die THG übertragen worden. Im Jänner 1946 erhielt die Britische Militärregierung von
der Alliierten Kommission in Wien den Befehl, daß Wultsch mit sofortiger Wirkung zu entlas­
sen sei, in seiner Funktion als Dozent der THG erfolgte diese am 25. Jänner 1946.84 Im Juni
1946 ersuchte das Unterrichtsministerium - im Auftrag des Bundespräsidenten - um einen
Bericht: »Er sei politisch einwandfrei, so daß der Grund für diese Maßnahme unverständlich
sei.« Rektor Baule konnte jedoch nur angeben, daß »überden derzeitigen Aufenthaltsort von
Dr. Jfultseh ... nichts bestimmtes zu erfahren« sei.8.5
Wultsch befand sich zu dieser Zeit bereits in einem Anhaltelager in Kärnten, insgesammt ver­
brachte er ca. ein Jahr in drei verschiedenen Lagern. Im November 1946 stellte die Landes­
hauptmannschaft einen Enthaftungsantrag, aus dem auch die Beschuldigungen zu entnehmen
sind: Wultsch sei SA-Anwärter gewesen, habe einen amerikanischen Flieger, der notlandete,
tätlich bedroht und der Vernichtung von Gestapoakten Vorschub geleistet. 86 VölIig konträr
wurde er als Landesrat beschrieben: 1941 unter Anklage wegen Zersetzung der deutschen
Wehrmacht in Haft, 1943 Verbindung mit verfolgten Gegnern des Regimes, wobei er Flucht­
hilfe leistete, auch habe er ukrainische Fremdarbeiter und neuseeländische Kriegsgefangene
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in seiner Wohnung aufgenommen, was streng verboten war. Kurz: ein Mann, der »wiederholt
wegen seinerantinazistischen, aufrechten Gesinnung verschiedenen Verfolgungen ausgesetzt
war«. 87

Die genannten Vorwürfe wurden im Enthaftungsantrag glaubwürdig widerlegt, vielmehr sei
Wultsch das Opfer einer Denunziation geworden: »Derselbe Mann ... , der während der
NSDAPZeitgegen Dr.Ing.habil. Wultsch inspiriert undAnzeigenerstattethat, ist wiederder­
selbe, der nun nach Beenmguung der Naziära auf 'unterirdischem' Wege alles in die Wege
geleitet hat, um endlich zu seinem Ziele zu gelangen, was ihm damals während der Naziära
nichtgelungen ist, nämlich Dr. Wultsch aus derKonkurrenz auszuschalten, istihm leiderjetzt
geglückt.« Bereits im Jänner 1946 berief sich Wultsch auf Denunziation, er wüßte von Perso­
nen, die gegen ihn am Werk sind.
Wultsch, offensichtlich das Opfer einer groß angelegten Intrige, deren genauen Hintergründe
zu schildern die Quellenlage nicht zuläßt, wurde wahrscheinlich bald nach dem Enthaftungs­
antrag freigelassen; er wurde wurde wieder Professor an der THG, bekleidete aber keinerlei
politischen Funktionen mehr. Am 8. August 1947 stellte er ein »Ansuchen um Aufhebung des
Verbotes seinerLehrtiitigkeit«, die Bestätigung seiner Zulassung wurde vom Unterrichtsmini­
sterium bereits am 26. August erteilt.88

Um die durch die Entnazifizierung entstandenen Lücken zu schließen, setzte eine Welle von
Berufungen ein, was auch einen Karriereschub für Dozenten und Lehrbeauftragte bedeutete.
Von den sieben neuen Professoren des Studienjahres 1947/48 waren zwei bereits Dozenten an
der THG, von den fünf neuen Professoren des Studienjahres 1948/49 sogar alle (3 Dozenten
und 2 Lehrbeauftragte), und von den fünf neuen Professoren des Studienjahres 1949/50 zwei
(ein Dozent und ein Lehrbeauftragter).B9

»Freude darüber. .. , daß sich die nationale Studentenschaft in Graz wieder etabliert habe.«
Rektor Prof.Dr. Egon Niedennayer, 1951.

Deutschnationale Aktivitäten

1950 kann man die Entnazifizierung endgültig als abgeschlossen ansehen, im April durften
alle Studierenden, die trotz der Jugendamnestie von 1948 noch als »belastet« galten, ihr Stu­
dium aufnehmen. In diesem Jahr formierten sich jedoch auch wie4er die deutschnationalen
Organisationen. Nach der behördlichen Genehmigung des FPÖ-Vorläufers VdU, dem 'Ver­
band der Unabhängigen' im Jahre 1949, nahm imJänner 1950der 'Bund unabhängiger Studen­
ten" (BUS) in Graz seine Tätigkeit auf. In einer Besprechung eines Proponentenkornitees im
Februar 1950 wurden die Ziele umrissen: »Die Universitäten müssen wieder ein Hort deut­
scher Art und deutschen Brauchtums werden.« Ein Vertreter formulierte als Ziel, den »Geist
der deutschnationalen Burschenschaften« fortzuführen und forderte, daß »die KZ-Atmo­
sphäreaufden Hochschulen verschwinden müsse«. 90 Bei den Hochschülerschaftswahlen von
1951 trat diese Gruppierung zum ersten Mal an und erreichte bundesweit am Zentralausschuß
als 'Studentische Wahlgemeinschaft und Bund unabhängiger Studenten' auf Anhieb 18 % der
gültigen Stimmen. An der THG erreichte der BUS für den Hauptausschuß sogar über 39%.
Maßgeblichen Anteil daran, daß die THG Jahrzehnte zu einer Bastion des deutschnationalen
Lagers wurde, hatte AlexanderGötz, einerder führenden Köpfe des BUS, Hauptausschußvor-
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sitzender der Hochschülerschaft an der THG und später Bürgenneister von Graz. 91

In dieser Zeit konstituierten sich auch wieder die deutschnationalen Burschenschaften, wobei
diese Kreise jüngst feststellten, daß »ohne Zweifel ... die weitgehende Identifikation der Mit­
gliederderKorporationen mitdem Nationalsozialismus eineBelastung fürdas Verhältnis die­
ser Vereine zu den politischenKräften nach 1945 undihre Integration in ein von neuem Selbst­
verständnis erfülltes Österreich« bildete.92 Jedoch nicht für alle belastend: Als z.B. 1951 die
Grazer Burschenschaft 'Anninia' ihre Tätigkeit wieder aufnehmen konnte und dies schriftlich
mitteilte, antworteten die Rektoren der Universität und der THG, Prof.Dr. Walter Wilburg und
Prof. Dr. Alois Pendl, »in sehr freundlicher Weise«, wobei Wilburgder 'Anninia' insbesondere
reiche Erfolge« in ihrem »Wirken für die studentische Erziehung« wünschte.93

Im selben Jahr, ab Herst 1951, erfolgte auch die Sammlung der 'nationalen' Akademiker im
'Akademikerverband', dem späteren 'Freiheitlichen Akademikerverband Österreichs'. Beim
ersten Verbandstreffen, 1951 in Graz, gaben die Rektoren der Universität und der Technischen
Hochschule, Prof. Franz Eder und Prof. Egon Niedennayer, »ihrerFreude darüberAusdruck
... , daß sich die nationale Studentenschaft in Graz wieder etabliert habe«. Und »Beifalls­
stürme«gabes, als ein Festrednerdavon sprach, daß »es dem gesundempfindenden Deutschen
aufder Seele« brenne, »wieder mit echtem Inhalt erfülltes Ideengut aufzunehmen«.94

Im Sommer 1952 wurde der 'Ring freiheitlicher Studenten' (RFS) zugelassen, der sich als Ver­
treter aller»freiheidichen« Korporationen Österreichs verstand. Bei den Hochschülerschafts­
wahlen 1953 kandidierte der RFS erstmals und erhielt bundesweit 32 % der gültigen Stim­
men.9S An der THG erreichte er mit fast 58% der gültigen Stimmen für den Hauptausschuß
die absolute Mehrheit, bis 1971 konnte erdiese mit über 50% halten, erst bei den Hochschüler­
schaftswahlen 1974, bei der der RFS nur noch etwas über 22 % erreichte, konnte diese Vor­
machtstellung gebrochen werden.96 Doch noch 19811ag der Stimmenanteil für die rechtsex­
treme t\,ktion Neue Rechte' (ANR) an der Technischen Universität Graz mit 3,3 % weit über
dem bundesweiten Durchschnitt und, nach der Montanistischen Universität Leoben, an
zweithöchster Stelle.97

Auch die 60er Jahre lieferten genügend aufsehenerregende deutschnationale Aktivitäten auf
Hochschulboden, die einer ernsthaften Beschäftigung mit der Rolle der Institution Hoch-
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schule im Nationalsozialismus entgegenstanden. So erschien 1960 in Graz im 'Aula-Verlag'
der ...Österreichische Hochschulliihrer«, der in der demokratischen, antifaschistischen
Öffentlichkeit heftige Reaktionen auslöste. Darin wurde in der Beschreibung der verschiede­
nen Burschenschaften immer wieder betont, daß diese »judenfrei« seien, die Judenfrage
wurde als zentraler Punkt der inneren Entwicklung dargestellt.98

Während 1965 in Wien die Auseinandersetzungen um die antisemitischen Äußerungen von Dr.
Taras Borodajkewycz, Professoran der Hochschule für Welthandel, ihren Höhepunkt erreich­
ten,ließ ein anderer Professor die demokratische Öffentlichkeit aufhorchen. Es handelte sich
um den Rektor der THG, Prof. Dr. Peter Klaudy, der zwar nicht aus dem Kreis der 'suspendier­
ten' Hochschullehrer kam (wie z.B. Borodajkewycz), ihnen aber insoferne nahestand, als er
im 'Freiheitlichen Akademikerverband' verankert war. 99 In seiner Inaugurationsrede äußerte
er »einige Gedanken zur Bedeutung der Technik«:
»Deran sich begrüßenswerte, immerengerwerdendegeistigeKontJJktzwischenden einzelnen
Menschenarten, wie etWcl den Abendländern und Farbigen, hat in vielen Ländern bereits zu
einer zunehmenden Vermischung der Menschen geführt...« Nach weiteren Ausführungen
über die »Mischung so weit von einander entfernter Menschenrassen, wie es die Europäer,
Afrikaner, Asiaten usw. sind«, die »von der Natur nicht gewollt sei« kommt er zu folgender
Feststellung: »Wenn man daher der Ansicht ist, daß es so wie bisherauch in Zukunft die Mis­
sion des Abendlandes sein soll, die jeweils neu gewonnenen naturwissenschaftlich-techni­
schenErrungenschaftenden Entwicklungsländernzu schenken ... so folgtallein schon daraus
die Verpflichtung, die Substanz derMenschen des Abendlandes, an derdas deutsche Volk und
damitauch ÖSterreich wesendichen Anteilhat, so wie bisherauch weiterhinaufrechtzuerhal­
ten und Vo~o~e zu treffen, daß der Vo~prung des Abendlandes aufnaturwissenschaftlich­
technischem Gebiet auch in Zukunft erhalten bleibt. «100
So ist es nicht verwunderlich, daß zu dieser Zeit offensichtlich kein Versuch einer historischen
Aufarbeitung zustandekam. Eine konkrete Möglichkeit bot sich anläßlich der 175-Jahr-Feier
der THG, der 26. November 1986 war der 175. 'Grundungstag'. Bereits am 7. Mai 1984 wurde
im Akademischen Senat berichtet, daß es von Seiten einer Arbeitsgruppe die Anregung gab,
eine Publikation, »in der die Wirkungsgeschichte der Technischen Unive~ität Graz nachge­
zeichnet wird«, herauszubringen. Am 21. Jänner 1985 lag ein Konzept dafür vor, das u.a. die
Entwicklung der Technischen Universität Graz, dargestellt anband »maßgeblicheraußeruni­
ve~itärer Ereignisse undEntwicklungen«, wie z.B. »politische Umbrüche, Kriege etc.«, vor­
sah. Am 28. Jänner lag auch bereits ein Vertragsmuster mit zwei Mitarbeitern des Institutes
für Geschichte der Universität Graz vor, am 18. März 1985 berichtete jedoch der Prärektor
im Akademischen Senat, daß »das Konzept zur E~tellung des Forschsungsprojektes 'TUG:
GTÜndungsidee - mmdel - Wirkung' innerhalb von 10Monaten nicht durchliihrbai ist und
daher davon Abstand genommen wurde«. Am 9. Dezember 1985 berichtete der Rektor dem
Akademischen Senat, daß eine »Broschüre über das Gebäude Rechbaue~traße 12
(Geschichte, Bau u.dgl.)« erstellt werden solle, fertiggestellt - so der Bericht des Rektors am
27. Jänner 1986 - sollte sie im Jahre 1988 werden. Das Vorhaben wurdejedoch offensichtlich
erweitert, denn am 17. März 1986 billigte der Akademische Senat den Vorschlag: ...Überdie
Gebäude der Technischen Unive~ität soll im nächsten Jahr eine Festschrift e~tellt werden.«
Ein Ergebnis steht derzeit noch aus. 101

Der 175. GründungstagderTHG war von einem Ereignis überschattet, sodaß etwader Univer­
sitätsdirektor, Dr. Fritz Auer, diesen 'Thg, den 25. November 1986, als »schwarzen lllg in der
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jüngsten Geschichte der TU Graz« bezeichnete. Der Dekan der Fakultät für Bauwesen,
Prof. Dr. Adalbert Koberg, beantragte beim Rektor, Prof. Dr. Rudolf Domiaty, einen Hörsaal
für einen Vortrag mit dem Titel »ManipulationderGeschichtsschreibung im20. Jahrhundert«.
Diese Veranstaltung wurde vom 'Alpenländischen Kulturverband Südmark', Koberg war und
ist deren Obmann, und vom 'Freiheitlichen Akademikerverband' getragen. Referieren sollte
David Irving, dessen Behauptungen über die 'Endlösung' bekannt und dessen Sympathie für
das NS-Regime unverkennbar sind. 102

Nachdemeszu zahlreichen Protesten kam, erklärte RektorDomiaty, ihm seien als Mathemati­
ker »leiderkeine weiteren Informationen« über Irving bekanntgewesen - obwohl er rechtzei­
tig von verschiedenen Stellen, auch vom Dokumentationsarchiv des österreichischen Wider­
standes, informiert wurde - und zog die Benützungsgenehmigung nicht zurück, da er sich
»nichtdas RechtaufwillkürlicheZensuranmaße«, und gerade aufdem Boden einer Universi­
tät sollten »auch Minderheiten ... die Möglichkeit haben, ihre Meinung zu äußern«. 102 Da er
den Veranstaltern gestattete, die Polizei als Saalschutz anzufordern, ein nicht üblicher Vor­
gang, fand die Veranstaltung unter Polizeischutz statt, die den ca. 150 demonstrierenden Stu­
dierenden den Eintritt verwehrte. Irvings Vortrag, er sprach u.a. davon, daß »HiderseineHand
immerschützend überdie Juden gehalten« habe, führte auch zu Aktivitäten der Hochschüler­
schaft. 103

Die ÖH distanzierte sich von der Veranstaltung, sowie ...von den Personen, die diese Veranstal­
tung ermöglicht haben«, da »dadurch eine öffendiche und demokratische Institution ... fiir
neofaschistische Aktivitäten ... mißbraucht« wurde, obwohl gerade Universitäten, nach dem
Allgemeinen Hochschulstudiengesetz, ...einer erhöhten Veranttmrdichkeit gegenüber der
demokratischen Republik ÖSterreich und der menschlichen Gesellschaft« dienen sollen. 104

Am I. Dezember fand eine Hörerinnen- und Hörerversammlung statt, inderder Akademische
Senat aufgefordert wurde, sich von der stattgefundenen Veranstaltung öffentlich zu distanzie­
ren, zu erklären, daß »man nicht bereit ist, eine mögliche Schädigung des Ansehens unserer
Universität durch derartige Veranstaltungen in Zukunft in Kaufzu nehmen« und die Bereit­
;;chaft zu äußern, eine ...kritische Aufarbeitung der Geschichte der Technischen Universität
Graz imSinneder VerantMJrdichkeitgegenüberdt;rdemokratischen RepublikÖsterreich und
dermenschlichenGesellschaftzu ermöglichen undzu fördern«. Der Akademische Senat, der
am selben lag tagte, distanzierte sich von Veranstaltungen, »beidenen die Möglichkeitder Ver­
letzung des Verbotsgesetzes zu befürchten ist« und setzte eine Arbeitsgruppe ein, die ...Leidi­
nien bezüglich der Genehmigung von Veranstaltungen« erstellen sollte. Von der konkreten
Veranstaltung distanzierten sichjedoch nur die Fakultät für Architektur, nicht aber der Akade­
mische Senat, da - so wurde bei einer Veranstaltung der Hochschülerschaft unter dem Titel
»Neofaschismus und Demokratie an der Uni« am 16. Dezember erklärt - »man ihn ja nicht
gehört« habe.~
Richtungsweisend wurde zu diesen Vorfiillen in der 'Stellungnahme der ÖH-TU' festgestellt:
»Für ein Zurückdrängen eines derartigen Gedankengutes sind weder ein Unter-den-Tep­
pich-KehrennocheindauerndesZitieren derStärke derDemokratie tauglicheMittel, sondern
einzig Erziehung zur Demokratie und ein ehrliches Untersuchen der Volgänge dieser Zeit.
Einmal bereits wurdeder Versuch einerkritischen AufarbeitungderGeschichteder TUGraz,
die auch eine Geschichte antidemokratischer Geisteshaltung ihrer Akademiker ist, verhin­
dert; vielleicht ist diese Diskussion um David lrving geeignet, einen zweiten Anlaufhierfür
zunehmen.«

98
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